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men, dass die Bürger entlastet werden. Ich glaube, wir
werden uns in den nächsten Monaten vom Gegenteil
überzeugen können.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Elke Hoff für die FDP-

Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Elke Hoff (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen

und Kollegen! Wenn wir in den Angeboten, die die SPD
macht, Einsparvorschläge unserer Fraktion wiederfin-
den, werden wir unser Copyright geltend machen.

(Beifall des Abg. Dr. h. c. Jürgen Koppelin
[FDP])

Wir werden sehen, wie sich das im Einzelnen darstellt.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ich bin froh,
dass sich die neue Bundesregierung in ihrem Koalitions-
vertrag auf ein sicherheitspolitisches Arbeitsprogramm
verständigt hat, das die Interessen unseres Landes abbil-
det und bei konsequenter Umsetzung auch für die Zu-
kunft sicherstellen wird, dass die Bundeswehr ein leis-
tungsfähiges Instrument deutscher Sicherheitspolitik
bleibt � unverzichtbar für den Schutz Deutschlands wie 
für Krisenvorsorge und Krisenbewältigung auf interna-
tionaler Ebene.

Lieber Paul Schäfer, du hast eben mehr oder weniger
gegeißelt, dass die Bundeswehr in internationalen Ein-
sätzen tätig ist. Die zukünftigen Konflikte sind interna-
tionalisiert. Wenn wir uns den Einsatz der Bundeswehr
in maritimen Operationen anschauen, muss ich sagen:
Die Bundeswehr ist ein unverzichtbarer Bestandteil in-
ternationaler Kooperation. Ich glaube, dass die Bundes-
wehr schlecht beraten wäre, sich von solchen gemeinsa-
men Aktionen fernzuhalten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ich bin darüber hinaus der Meinung, dass die Solda-
ten der Bundeswehr, die im Ausland im Einsatz sind, ein
Aushängeschild der Bundesrepublik Deutschland dar-
stellen. Ich habe bei vielen Besuchen feststellen können,
dass die Präsenz unserer Soldatinnen und Soldaten in in-
ternationalen Strukturen das Ansehen unseres Landes
mehrt und unterstreicht. Darauf möchte ich ungern ver-
zichten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Natürlich � ich denke, das ist überwiegend Konsens 
in diesem Hause � benötigen die Soldatinnen und Solda-
ten für den gefährlichen Einsatz, in den sie gehen, die
bestmögliche Ausrüstung und Ausstattung. Ich bin

froh, dass es uns in den vergangenen Jahren gemeinsam
gelungen ist, Weichen zu stellen. Ich erinnere mich noch
gut an die etwas schwierige Diskussion über die Ausstat-
tung der Bundeswehr mit IED-Schutz, mit Schutzvor-
richtungen gegen Sprengsätze. Wir wissen heute, dass
Sprengsätze zu einer wesentlichen Gefährdung der Sol-
datinnen und Soldaten geworden sind. Ich bin froh, dass
die Bundeswehr den Weg in die richtige Richtung ge-
gangen ist. Wir müssen die Beschaffung in Zukunft nach
den für den Einsatz erforderlichen Fähigkeiten ausrich-
ten.

Der Haushalt ist belastet durch Investitionsentschei-
dungen, die in der Vergangenheit getroffen wurden. Wir
können aus diesen Investitionen nicht von heute auf
morgen aussteigen. Zum A400M hat die Koalition aber
eine klare Vereinbarung gefasst: dass die Verträge einzu-
halten sind.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU � Ernst-Reinhard Beck [Reutlin-
gen] [CDU/CSU]: Das ist Wunschdenken! Da
ist der Wunsch der Vater des Gedankens!)

Ich gehe davon aus, dass die Bundesregierung berück-
sichtigt, was die sie tragenden Fraktionen sinnvoller-
weise vereinbart haben.

Die Bundeswehr hat die Strukturanpassungen, die
infolge der Machtverschiebungen nach dem Ende des
Kalten Krieges und angesichts der Bedrohung durch den
internationalen Terrorismus notwendig geworden sind,
leider bis zum heutigen Tage nicht ausreichend vollzo-
gen. Der eingeschlagene Transformationsprozess führte
bisher nicht zu einer erfolgreichen Entwicklung und ge-
nießt in der Bundeswehr keinen besonders guten Ruf. In
diesem Bereich ist eine grundlegende Neuausrichtung
notwendig; denn die sicherheitspolitischen Herausforde-
rungen werden in Zukunft nicht enden.

Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, dass eine Kom-
mission eingesetzt wird, die bis Ende 2010 die Eck-
punkte einer neuen Organisationsstruktur der Bun-
deswehr erarbeiten soll. Das ist nicht Ausdruck einer
Kommissionitis des Verteidigungsministers, Kollege
Bonde, sondern das haben die Fraktionen miteinander
vereinbart. Auch das ist in der Vergangenheit in dieser
Klarheit und Form nicht gelungen. Ich gehe auch davon
aus, Herr Verteidigungsminister zu Guttenberg, dass
diese Expertenrunde in den nächsten Monaten die Wei-
chen für diesen notwendigen Prozess stellen und es eine
Selbstverständlichkeit sein wird, dass dies auch in enger
Kooperation zwischen Ministerium und den Fraktionen
erfolgen wird, da eine breite Rückendeckung bei der
Neuausrichtung der Bundeswehr auch hier im Parlament
vonnöten ist. Unsere Soldaten müssen wissen, dass der
Deutsche Bundestag diese neuen Strukturausrichtungen
in aller Breite mitträgt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Wir haben eben zum gefundenen Kompromiss zur
Wehrpflicht einige Einlassungen der Kolleginnen und
Kollegen gehört. Nach unserer Auffassung ist eine Aus-
setzung der Wehrpflicht die richtige Zukunftsausrich-
tung; gleichzeitig haben wir aber auch immer betont,
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dass es um Wehrgerechtigkeit geht. Insofern kann man
jetzt nicht der FDP den Vorwurf machen, wir würden die
Türe dafür öffnen, dass mehr Grundwehrdienstleistende
eingezogen werden. Vielmehr war dies ein Aspekt unse-
rer Vorstellungen zur Wehrpflicht. Ich glaube, dass der
gefundene Kompromiss einen Anreiz dafür bedeutet, die
bestehenden Einberufungsstrukturen auf den Prüfstand
zu stellen. Dadurch muss die Bundeswehr ihre Anstren-
gungen verstärken, sich so attraktiv zu machen, dass die
jungen Wehrpflichtigen sagen: Jawohl, hier will ich blei-
ben, hier habe ich eine berufliche Perspektive.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Der Bundesverteidigungsminister hat jetzt die Möglich-
keit, das Thema Wehrgerechtigkeit anzufassen. Diesen
Vorgang werden wir konstruktiv begleiten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Einsätze
der Bundeswehr sind in den letzten Jahren immer ge-
fährlicher geworden. Heute ist hier von vielen Kollegen
dankenswerterweise das wichtige Thema PTBS, post-
traumatische Belastungsstörungen, angesprochen
worden. Deswegen bin ich auch froh, dass es hier ge-
lungen ist, die Umsetzung des damals einstimmig ge-
fassten Beschlusses des Deutschen Bundestages in die
Koalitionsvereinbarung aufzunehmen. Herr Minister,
ich bin sehr zuversichtlich, dass Sie in Ihrem Hause sehr
rasch dafür sorgen werden, dass dieser einstimmig be-
schlossene Wunsch des Parlamentes für unsere Soldatin-
nen und Soldaten wirklich umgesetzt wird.

Der wichtigste Einsatz der Bundeswehr wird natür-
lich in den nächsten Monaten und Jahren absehbar die
ISAF-Mission in Afghanistan sein. Wir werden uns
auch im Deutschen Bundestag mit einer Neuausrichtung
der strategischen Überlegungen und Grundlagen für die-
sen Einsatz auseinandersetzen müssen.

Herr Minister, Sie haben den Begriff des Partnerings
heute hier im Deutschen Bundestag erwähnt. Ich halte
dies für einen sinnvollen Ansatz. Aber wir müssen auch
gleichzeitig die Frage stellen, ob die Bundeswehr in ih-
rer jetzigen Grundausrichtung dazu in der Lage ist, die
notwendigen Anforderungen des Partnerings zu erfüllen.
Ich gehe davon aus, dass wir uns, wenn dies zu einer
Grundlage für den zukünftigen Einsatz werden sollte,
sehr rechtzeitig über die notwendigen Strukturen unter-
halten. Für mich ist ein Thema � das mag zunächst etwas 
banal klingen �, dass die Bundeswehr dann, wenn sie 
beim Partnering mitmacht, in der Lage sein muss, mit
genügend Sprachmittlern diese Aufgabe für die Afghan
National Army zu erfüllen. Dies ist ein wichtiger Punkt,
den wir in unserer Verantwortung noch intern klären
müssen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir stehen in
den nächsten vier Jahren vor großen haushalterischen,
strukturellen und auch außenpolitischen Herausforde-
rungen, was die Ausrichtung der Bundeswehr angeht.
Ich hoffe, dass wir ihnen gemeinsam gerecht werden.
Die Signale, Herr Kollege Arnold, die heute von Ihnen
gekommen sind und die besagen, dass es einen mög-
lichst breiten Konsens über die weitere Entsendung der

Soldatinnen und Soldaten nach Afghanistan geben wird,
sind wirklich der Maßstab für alle weiteren Entscheidun-
gen in dieser Frage. Unsere Soldatinnen und Soldaten
haben an dieser Stelle Klarheit und unsere Rückende-
ckung verdient.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ulrich Meßmer für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ullrich Meßmer (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ein

Haushalt in dieser Größenordnung bewegt eine Menge.
Man kann ja auch viel kritisieren und dies immer unter
das Wort �Rüstung� fassen. Aber hinter dem Wort �Rüs-
tung� stehen � zumindest nach meiner Einschätzung und 
Erkenntnis � auch viele Menschen, die davon leben, de-
ren Existenz davon abhängt. Auch bei denen, die uns be-
liefern � ich möchte das Stichwort �A400M� aufgreifen �, 
stehen Menschen dahinter. Wenn ich das Handelsblatt
von heute richtig gelesen habe, Herr Minister, dann ist
wohl klar, dass die Verantwortlichkeit für die fehlenden
Milliarden weder bei der Vertragsgestaltung der Vorgän-
gerregierung noch bei der Abwicklung im Ministerium
zu suchen ist, sondern eindeutig beim Management der
EADS. Deshalb habe ich die herzliche Bitte: Wenn hier
verhandelt wird, dann müssen die Interessen der Steuer-
zahler gewahrt werden. Es dürfen nachher allerdings
nicht die Arbeitnehmer bei EADS die Leidtragenden
sein. �Hart sein� darf nicht bedeuten, dass die Men-
schen, die eine gute Arbeit für unsere Bundeswehr leis-
ten, auch im fliegenden Bereich � davon kann man sich 
jeden Tag überzeugen �, nachher die Leidtragenden oder 
die Opfer eines solchen Skandals sind. Ich habe die herz-
liche Bitte, dies dabei zu berücksichtigen.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte ein aktuelles Ereignis ansprechen, weil
mich die Bilder davon bewegen; ich weiß nicht, wie Ih-
nen das geht. Ich habe im Fernsehen eben noch Bilder
von Haiti jetzt nach dem neuen schweren Erdstoß gese-
hen. Die Lage dort ist für die Menschen katastrophal: für
die Bevölkerung, für die internationalen Helfer, aber
auch für alle anderen, die helfen wollen. Ich bin mehr-
fach darauf angesprochen worden, ob es nicht mögli-
cherweise auch seitens der Bundeswehr Unterstützung
und Hilfe geben kann, ähnlich wie sie bei dem Tsunami
damals geleistet worden ist. Hier wäre sicherlich die
Frage etwa an die Marine zu richten, was geht. Ich bin
eigentlich sicher, dass man sich darüber schon Gedanken
macht. Zügiges Handeln ist hierbei erforderlich.

Ich glaube, dass beim Verteidigungshaushalt häufig
nicht gesehen wird, wie viele Menschen davon abhän-
gen. Wir muten den Bediensteten, aber auch den Fami-
lien bei der Veränderung der Bundeswehr eine ganze
Menge zu; Frau Hoff, da gebe ich Ihnen durchaus recht.
Wenn die Bundeswehr in Zukunft etwas bedeuten soll,


